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Ein neuer (Öko-)
Imperialismus?

Der schwierige Transformationspro-
zess hin zu einer Ökonomie auf
der Basis erneuerbarer Energien
verschärft allerdings die Kriegsgefahr
aufgrund der Konkurrenz um Roh-
stoffe erheblich. Die Umstellung auf
CO2-freie Verfahren und der Ausbau
erneuerbarer Energien ist nicht zu-
letzt mit einem Bedarf an knappen
Rohstoffen verbunden: Neodym (für
die Generatoren von Windrädern),
Grafit, Kobalt und Lithium für Bat-
terien ... Bereits jetzt spielt das
Militär in vielen Regionen der Welt
eine wichtige Rolle zur Absicherung
von Bergbau- und anderen Infra-
strukturprojekten, wenn diese auf den
Widerstand der lokalen Bevölker-
ung stoßen. Gerade der Rohstoff-
bedarf für eine dekarbonisierte
Ökonomie könnte diese Tendenz
noch verstärken, wenn etwa die
Lithium-Gewinnung lokal zu akutem
Wassermangel führt. Es eröffnet
sich damit aber auch ein neues
Feld der Konkurrenz der Großver-
braucher.

Dass China sich einen großen Teil der
Lizenzen für den sehr knappen, aber
künftig essenziellen Rohstoff Lithium
gesichert hat, ist inzwischen bekannt.
„Grüner Wasserstoff“ könnte in na-
her Zukunft ein zentrales interna-
tionales Konfliktfeld eröffnen. Will
man die Ökonomie der reichen
Industrieländer auf gegebenem Ni-
veau dekarbonisieren, so sind dafür
riesige Mengen von grünem, also
mittels Elektrolyse aus Wasser
erzeugtem Wasserstoff und hierfür
wiederum entsprechende Mengen an
Strom aus erneuerbaren Quellen
erforderlich. Die Umstellung etwa der
deutschen Stahlproduktion, das heißt
die Ersetzung des Reduktionsmittels
Koks durch Wasserstoff, würde einen
Mehrbedarf von 130 TWh bedingen,
die Umstellung der Chemieindustrie
würde 685 TWh zusätzlichen
Strom erfordern, also deutlich mehr
als die gesamte heutige Strom-
produktion.13

heit und der Wohlstand stützen.
[...] Einige NATO-Staaten werden,
was ihren Energiebedarf angeht,
immer stärker von ausländischen
Energieversorgern und in einigen
Fällen von ausländischen Energie-
versorgungs- und Verteilernetzen
abhängig. Da ein immer größerer
Teil des weltweiten Verbrauchs
rund um den Globus transportiert
wird, ist die Energieversorgung
immer störungsanfälliger.“ Deshalb,
so die Konsequenz, müsse die
NATO „die Fähigkeit entwickeln, zur
Energiesicherheit beizutragen, auch
durch den Schutz kritischer Ener-
gieinfrastruktur und von Transit-
gebieten und -routen“.10

Es sei daran erinnert, dass sich
seinerzeit Bundespräsident Horst
Köhler aufgrund heftiger öffent-
licher Kritik zum Rücktritt ver-
anlasst sah: Er hatte schlicht das
ausgesprochen und als „selbstver-
ständlich“ affirmiert, was jeder
nachlesen konnte: dass sich die
NATO als militärisches Bündnis
der Sicherung der Grundlagen
unseres „Wohlstands“ versteht. Auch
die EU bereitet sich seit Langem
schon auf Kriege um Ressourcen vor.
Bereits im Jahr 2004 hat das ISS
(Institute for Security Studies) im
Auftrag des EU-Rates ein Strategie-
papier, das European Defense Paper,
vorgelegt, das konkrete mili-
tärische Planspiele zur Rohstoff-
sicherung enthält. Der „Stabilitäts-
export zum Schutz der Handelswege
und des freien Flusses von
Rohstoffen“ wird darin als ein
„vitales Interesse“ der EU und als
eines der wichtigsten Ziele von
Militärinterventionen definiert. Die
EU, so die Verfasser des Papiers,
müsse „Regionalkriege zur Ver-
teidigung europäischer Interessen“
führen. „Humanitäre Interven-
tionen“ seien auf bis zu 5000 km um
die Hauptstadt Brüssel zu be-
schränken. Allerdings: Innerhalb
dieses Radius befinden sich
sämtliche Ölstaaten des Nahen und
Mittleren Ostens sowie die Öl- und
Gasfelder am Kaspischen Meer.11

Bestätigt wurde dieser Kurs in
jüngerer Zeit auf einer Konferenz
des ISS zusammen mit dem
Europäischen Auswärtigen Dienst
(EAD) im Dezember 2021. Der
Klimawandel wurde hier unter

anderem unter dem Gesichtspunkt
des Zugangs zu Ressourcen
debattiert. Bereits 2019 erörterten die
EU-Verteidigungsminister den „geo-
strategischen Wettbewerb um Res-
sourcen und Seewege“ in einer
künftig vom Eis befreiten Arktis.12

Sowohl die EU-Wasserstoffstrategie
als auch die entsprechende deutsche
sehen deshalb Importe in großen
Mengen vor. Neben Saudi-Arabien,
Russland, der Ukraine, Chile, Island
und Australien spielen hierfür vor
allem Marokko sowie ganz West-
afrika aufgrund seiner großen Poten-
ziale von Sonne- und Windenergie
eine große Rolle. Das inzwischen ge-
scheiterte Desertec-Projekt in der Sa-
hara, ein Parabolrinnenkraftwerk, das
mit einem kaum vorstellbaren Mat-
erialinput lediglich 15 % des Strom-
bedarfs der EU decken sollte, lässt
erahnen, dass die entsprechenden Po-
tenziale wahrscheinlich deutlich über-
schätzt werden. Dazu kommt, dass
der Effizienzgrad je nach Nutzung
sehr niedrig ist.

Von der ursprünglich eingesetzten
Energie bleiben nach Verflüssigung,
Transport und den Umwandlungs-
prozessen in Elektrizität und zum
Beispiel in kinetische Energie we-
niger als 20 % des ursprünglichen
Energieinputs übrig.14 Vor allem aber
braucht man für die Erzeugung von
grünem Wasserstoff nicht nur ent-
sprechend viel Energie aus erneuer-
baren Quellen, sondern große Men-
gen an Süßwasser (die Entsalzung
von Meerwasser würde ja die Energie-
bilanz zusätzlich verschlechtern),
das gerade in den afrikanischen
Ländern, die über viel Sonne und
Wind verfügen, ein sehr knappes
Gut ist! Marokko und die west-
afrikanischen Gebiete südlich der
Sahara leiden unter einer mehr als
dreißig Jahre anhaltenden Trocken-
periode. Wasser ist vor allem in
Form einer fossilen Ressource als
Grundwasser verfügbar. Die ent-
sprechende Nutzung für die Wasser-
stofferzeugung steht in direkter
Konkurrenz zum Wasserbedarf für
Landwirtschaft und Begrünung.

Die Ressourcen, auf die die Ver-
braucher hier zugreifen wollen, um
ihr Niveau an Industrialisierung auf-
rechtzuerhalten, sind also so knapp,
dass harte Konkurrenzkämpfe zu
befürchten sind, die in kriegerische
Auseinandersetzungen münden könn-
ten. Der starke Einfluss Chinas auf
dem afrikanischen Kontinent, aber
auch die Verwurzelung Frankreichs
in Westafrika aufgrund seiner
kolonialen Vergangenheit bergen ein
erhebliches Konfliktpotenzial.




